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> �Einblick ins tschechische Arbeitsrecht 

Von Martin Švéda, Martina Pumprlová
Rödl & Partner Prag

Einleitend 

>	� Übersichtliche Zusammenfassung der rechtli-
chen Regelung von Überstundenarbeit

	� Das Arbeitsgesetzbuch der Tschechischen Republik 
räumt dem Arbeitgeber die Möglichkeit ein, einen 
außerordentlich großen Arbeitsanfall durch Anord-
nung von Überstunden zu bewältigen. Dabei sollte 
beachtet werden, dass dieses Institut wirklich nur 
in Ausnahmesituationen aus schwerwiegenden 
betrieblichen Gründen Anwendung finden sollte, 
und dass die Anordnung von Überstundenarbeit 
durch Arbeitgeber nicht zur Bekämpfung eines lang-
fristigen Arbeitskräftemangels eingesetzt werden 
sollte. Überstundenarbeit kann auch für Feiertage 
oder den Zeitraum einer ununterbrochenen Ruhe-
zeit zwischen Schichten angeordnet werden.

Für eine Überstundenarbeit gebühren dem Arbeitnehmer 
ein Lohn und ein Zuschlag in Höhe von mindestens 25 
Prozent des durchschnittlichen Verdienstes (falls der Arbeit-
geber einen höheren Zuschlag gewährt, empfehlen wir 
diesen durch eine interne Vorschrift so festzulegen, damit 
für alle Arbeitnehmer, die Überstunden leisten, gleiche 
Regeln gelten und seitens des Arbeitgebers eine Gleichbe-
handlung aller Arbeitnehmer gewährleistet ist).

Anstelle eines Zuschlags kann zwischen dem Arbeitgeber 
und dem Arbeitnehmer (am besten schriftlich) ein Zeitaus-
gleich vereinbart werden – in diesem Fall erhält der Arbeit-
nehmer als Abgeltung der Überstundenarbeit den Lohn und 
einen Zeitausgleich. Dieser Zeitausgleich sollte durch die 
Arbeitnehmer binnen drei Monaten oder ansonsten inner-
halb eines vereinbarten Zeitraums in Anspruch genommen Quelle: Archiv Rödl & Partner
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werden (diesen Zeitraum empfehlen wir direkt in der 
Vereinbarung über die Gewährung eines Zeitausgleichs für 
geleistete Überstundenarbeit anzuführen), ansonsten steht 
dem Arbeitnehmer für eine Überstundenarbeit der oben 
angeführte Zuschlag zu. 

Der grundlegende, gesetzlich vorgesehene, zulässige 
Umfang an Überstunden, die ein Arbeitgeber einem 
Arbeitnehmer anordnen kann, beträgt 150 Stunden im 
Kalenderjahr, wobei diese Überstunden so zu verteilen 
sind, damit ein Arbeitnehmer in den einzelnen Wochen 
nicht mehr als 8 Überstunden erbringt. Für Überstunden 
in diesem Umfang muss mit den Arbeitnehmern keine 
Vereinbarung abgeschlossen werden, und es ist hierfür 
auch keine Zustimmung des Arbeitnehmers erforderlich. 
Wir empfehlen – wie auch bei allen anderen arbeitsrechtli-
chen Handlungen – die Anordnung von Überstunden stets 
in Schriftform vorzunehmen, da nur die Schriftform dem 
Arbeitgeber bei einer etwaigen Kontrolle durch die sog. 
Arbeitsinspektion ausreichenden Schutz und Nachweis der 
Erfüllung seiner Pflichten gewährleistet. 

Falls der Arbeitgeber mehr Arbeitsstunden verlangt, muss 
hierzu die Zustimmung des Arbeitnehmers eingeholt und 
mit demselben eine Vereinbarung abgeschlossen werden 
(auch diese empfehlen wir in Schriftform vorzunehmen). 
Falls zwischen dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer 
eine Vereinbarung über eine (zusätzliche) vereinbarte 
Überstundenarbeit besteht, kann der Arbeitgeber von dem 
Arbeitnehmer in einem entsprechenden Ausgleichszeitraum 
durchschnittlich eine Überstundenarbeit im Umfang von 
8 Stunden pro Woche verlangen; der Ausgleichszeitraum 
beträgt in der Regel 26 Wochen, durch einen Tarifvertrag 
kann dieser auf 52 Wochen verlängert werden. Der Arbeit-
geber kann auf Grundlage einer entsprechenden Verein-
barung Überstunden im Gesamtumfang (d.h. im Umfang 
einschließlich des angeführten grundlegenden Umfangs 
an Überstunden von 150 Stunden pro Kalenderjahr) von 
208 Stunden für 26 aufeinanderfolgende Wochen (ca. ein 
halbes Jahr) oder 416 Stunden für 52 aufeinanderfolgende 
Wochen (ein Jahr) anordnen. Nicht eingerechnet in diesen 
(zusätzlichen) vereinbarten Umfang an Überstundenarbeit 
werden solche Überstunden, die dem Arbeitnehmer durch 
Gewährung eines Zeitausgleichs abgegolten wurden – in 
Bezug auf diese Höchstgrenze ist daher nur jene Überstun-
dearbeit zu berücksichtigen, die dem Arbeitnehmer mit 
einem Zuschlag abgegolten wird. 

Der medizinische Bereich unterliegt einer gesonderten 
rechtlichen Regelung der Überstundenarbeit, auf die wir 
jedoch in dieser kurzen Übersicht nicht näher eingehen 
werden.

Das Arbeitsgesetzbuch sieht ferner vor, dass der Arbeit-
geber mit dem Arbeitnehmer einen Lohn bereits unter 
Berücksichtigung etwaiger Überstunden vereinbaren kann, 
wenn die Vertragsparteien gleichzeitig auch den Umfang 
der Überstundenarbeit vereinbaren, die bei der Verein-

barung des Lohnes berücksichtigt wurde (d.h., es muss 
vereinbart werden, wie viele Überstunden mit dem Lohn 
„abgegolten“ sind). Bei „regulären“ Arbeitnehmern kann 
der Lohn unter Berücksichtigung der Überstundenarbeit 
maximal bis zu der „grundlegenden“ Höchstgrenze von 
150 Stunden im Kalenderjahr vereinbart werden. Aller-
dings kann auch mit diesen Arbeitnehmern anschließend 
eine Vereinbarung über eine (zusätzliche) vereinbarte 
Überstundenarbeit abgeschlossen werden (im Umfang 
von 208 Stunden für 26 Wochen oder 416 Stunden für 
52 Wochen); für diese zusätzliche, über die 150 Stunden 
pro Kalenderjahr hinausgehende Arbeit steht dem Arbeit-
nehmer jedoch neben dem Lohn auch ein Zuschlag oder ein 
Zeitausgleich zu. Bei leitenden Arbeitnehmern kann eine im 
Lohn bereits berücksichtigte Überstundenarbeit im Umfang 
der gesamten Überstundenarbeit vereinbart werden, d.h. 
im Umfang von 208 Stunden für 26 Wochen oder 416 für 
52 Wochen. 

Bei Überschreitung der gesetzlichen Höchstgrenze für Über-
stunden können im Falle einer Kontrolle durch staatliche 
Stellen (die sog. Arbeitsinspektion) Sanktionen auferlegt 
werden. Auch wäre ein Arbeitnehmer, der sich weigern 
würde, Arbeitsstunden zu erbringen, nachdem seinerseits 
die Grenze der maximal zulässigen Überstundenarbeit über-
schritten wurde, im Recht und von diesem könnte keine 
Überstundenarbeit mehr verlangt werden; zudem könnte 
er für diese Verweigerung auch nicht bestraft werden.

Der oben beschriebene Umfang an Überstundenarbeit 
kann nicht umgangen werden, indem der Arbeitgeber 
mit dem Arbeitnehmer neben dem eigentlichen Arbeits-
vertrag eine Vereinbarungen über eine geringfügige 
Beschäftigung (als weiteres Arbeitsverhältnis) abschließt. 
Das Arbeitsgesetzbuch sieht nämlich ausdrücklich vor, dass 
ein Arbeitnehmer in einem weiteren Arbeitsverhältnis bei 
demselben Arbeitgeber keine identische Tätigkeit ausüben 
darf. Ein Arbeitnehmer kann mit einem Arbeitgeber einen 
Arbeitsvertrag und gleichzeitig eine der oben bezeichneten 
Vereinbarungen nur abschließen, wenn er tatsächlich zwei 
unterschiedliche Tätigkeiten mit unterschiedlich definierten 
Tätigkeitsarten ausüben würde, und zwar nur, wenn genau 
dokumentiert wird, zu welchen Zeiten der Arbeitnehmer 
welche Tätigkeit ausübt. So könnte ein Arbeitnehmer auf 
Grundlage eines Arbeitsvertrages z.B. als „Personalrefe-
rent“ und auf Grundlage einer sog. Vereinbarung über 
die Durchführung einer Tätigkeit als „Lohnbuchhalter“ 
oder beispielsweise als „Putzfrau“ beschäftigt werden 
(falls zwischen dem Arbeitnehmer und dem Arbeitgeber 
mehrere solche Vereinbarungen abgeschlossen wurden, 
wird der Umfang der zulässigen erbrachten Arbeitsstunden 
– maximal 300 Stunden im Kalenderjahr – zusammenge-
rechnet).
 
Falls ein Arbeitnehmer bei einem Arbeitgeber einen Arbeits-
vertrag und zugleich eine der genannten Vereinbarungen 
abgeschlossen hat, ist jedes dieser parallelen arbeitsrecht-
lichen Verhältnisse gesondert zu beurteilen, das gleiche 
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gilt auch für die im Rahmen der jeweiligen Tätigkeitsart 
erbrachte Arbeitszeit. Die unterschiedlichen Tätigkeiten 
bzw. Arbeitspositionen sind nicht nur als reine Formalität 
anzusehen – der Inhalt beider Arbeitspositionen müsste 
ein anderer sein und die Erfassung der Arbeitszeit müssten 
tatsächlich völlig getrennt voneinander erfolgen. Ob es 
sich gegebenenfalls um eine Verschleierung einer übermä-
ßigen Überstundenbelastung von Arbeitnehmern handelt, 
würde durch die Arbeitsinspektion sicherlich gründlich 
geprüft werden. Es ist außerdem zu beachten, dass die 
Arbeitsinspektion Eingaben oft direkt von Arbeitnehmern 
oder ehemaligen Arbeitnehmern erhält und im Rahmen 
der Überprüfung der Tatsachen auch z.B. Arbeitnehmer 
vernommen werden.

Hinweis auf Erhöhung des Mindestlohnes

Abschließend dürfen wir auf die Tatsache hinweisen, dass 
der Mindestlohn in der Tschechischen Republik ab dem 
1. Januar 2018 auf 12.200 CZK/Monat erhöht wurde und 
der Stundenmindestlohn somit 73,20 CZK beträgt. 

Ihr Ansprechpartner:

JUDr. Martin Švéda
Rechtsanwalt 
Partner 
Tel.:	 +420 236 163 740 
E-Mail:	 martin.sveda@roedl.com

März 2018
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Kurzmitteilungen Recht

Vorkaufsrecht an Miteigentumsanteil an einer 
Immobilie kehrt zurück

Ab dem 1. Januar 2018 muss bei einer Übertragung 
von Miteigentumsanteilen an Immobilien das gesetz-
liche Vorkaufsrecht beachtet werden, das nach einigen 
Jahren in die tschechische Rechtsordnung zurück-
kehrt. 

Von diesem Tag an gilt, dass, falls ein Miteigentümer 
einer Immobilie seinen Miteigentumsanteil an dieser 
Immobilie überträgt, die anderen Miteigentümer 
an diesem ein Vorkaufsrecht haben, es sei denn, es 
handelt sich um eine Übertragung auf eine naheste-
hende Person (Ehepartner, Elternteil, Geschwister 
etc.). Ein Vorkaufsrecht genießen die anderen Mitei-

gentümer auch im Falle einer unentgeltlichen Über-
tragung, wie z.B. einer Schenkung. Bei Verletzung 
des Vorkaufsrechts kann der Miteigentümer, dessen 
Vorkaufsrecht verletzt wurde, von dem Erwerber des 
Miteigentumsanteils verlangen, dass ihm der Mitei-
gentumsanteil zu den gleichen Bedingungen ange-
boten wird, zu welchen ihn der Erwerber von dem 
ursprünglichen Miteigentümer erworben hat, wobei 
ihm selbstverständlich auch der gerichtliche Weg der 
Geltendmachung dieser Verpflichtung frei steht.

Kontakt: martina.pumprlova@roedl.com 

Unternehmer unterschätzen GDPR

Die App SmartEmailing veröffentlichte eine Umfrage 
zum Thema der Einstellung der Unternehmer zu der 
neuen Datenschutz-Grundverordnung (GDPR). Der 
Umfrage zufolge bereiten sich lediglich 37,75 % der 
Befragten auf die Implementierung der GDPR vor, 
wobei 32,54 % der Unternehmer die Implementierung 
völlig ignorieren, 27,3 % der Befragten über die neue 
Pflicht keine Kenntnis haben und 1,2 % der Subjekte 
davon ausgehen, von der GDPR nicht betroffen zu 
sein. 

Diese Einstellung muss sich für die Unternehmen 
wegen der drohenden hohen Sanktionen (bis 4 % 
des globalen Jahresumsatzes) nicht auszahlen. Es ist 
außerdem zu erwarten, dass parallel zu dem Inkraft-
treten der GDPR eine Kampagne geführt wird, um die 
Betroffenen über ihre Rechte aufzuklären. Wir können 
daher von einem Anstieg datenschutzrechtlicher Strei-
tigkeiten ausgehen. Andererseits haben die Unter-
nehmer die Möglichkeit, im Rahmen von Prüfungen 
bzw. Audits ihre Daten zu klassifizieren und sie effizi-
enter zu nutzen.

Kontakt: vaclav.svoboda@roedl.com 
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schaft hat hinreichende Nachweise wie Präsentationen, 
E-Mails oder Einladungen zu Telefonkonferenzen erbracht. 
Da aus den Rechnungen jedoch nicht ersichtlich war, welche 
Leistungen, von welcher Gesellschaft, an welchem Tag und 
Standort erbracht wurden, war es nicht möglich, das berech-
nete Entgelt den einzelnen Leistungen zuzuordnen. Das 
Finanzamt hat die Nachweise als zu allgemein abgewiesen. 
Obwohl die Leistungserbringung nicht angefochten wurde, 
hat das Finanzamt festgestellt, dass das Entgelt und der Leis-
tungsumfang nicht nachgewiesen sind. 

Das Finanzamt hat des Weiteren betont, dass die Bestellung 
von Leistungen nicht nachgewiesen ist. Es wurde keine 
Auftragserteilung vorgelegt, es ist auch unbekannt, zu 
welchen Ergebnissen die Leistungen geführt haben. Nach 
beschafften Nachweisen geht das Finanzamt davon aus, 
dass die Leistungen durch die Muttergesellschaft bestellt 
wurden, die als Leistungsempfänger galt. Die Mutterge-
sellschaft hat die Leistungen anschließend an ihre Tochter-
gesellschaft verrechnet, wobei das unmittelbare Verhältnis 
zwischen den Leistungen und Erträgen der Tochtergesell-
schaft nicht nachgewiesen ist – es ist nicht hinreichend 
sicher, dass die Leistungen für die Tochtergesellschaft wirt-
schaftlich nutzbar waren. 

Das Finanzamt hat einige weitere durch die Gesellschaft 
vorgeschlagene Nachweise wie Zeugenvernehmung abge-
wiesen, da die Zeugen die Beanspruchung von Leistungen 
bestätigen, jedoch nicht in der Lage sind, das Entgelt oder 
den Leistungsumfang zu erläutern. Das Finanzamt hat des 
Weiteren festgestellt, dass die Preiskalkulation Unstim-
migkeiten enthält, und zum Schluss gekommen, dass die 
Verrechnungspreise nachträglich, während der Außenprü-
fung, kalkuliert wurden. 

Das Finanzamt hat sich entschieden, der Ermittlung des 
branchenüblichen Entgeltes die Datenbank Amadeus heran-
zuziehen. Bei Ermittlung des „marktüblichen“ Entgeltes 
für vergleichbare Fremdleistungen ist das Finanzamt vom 
Umsatz „vergleichbarer“ Unternehmen ausgegangen. 
Nach der Vergleichsanalyse wurden die Fremdleistungen 
großenteils als nicht abziehbar beurteilt. Anschließend 
wurde die Steuernachzahlung festgesetzt. 

Nach Ergebnissen beider Gerichtsverfahren empfehlen wir 
Ihnen, möglichst viele Unterlagen zu beschaffen, durch 
welche die Erbringung von konzerninternen Leistungen 
nachgewiesen werden kann. Als Nachweis dienen z.B. 
Zeiterfassung, Analysen, Anwesenheitslisten, Produktions-
pläne, Kalkulationen, technische Hinweise, Präsentationen, 
Stellungnahmen, Berichte, Besprechungsprotokolle oder 
Memos über Telefongespräche. Die Verrechnungspreise 
sind sorgfältig zu kalkulieren, das Entgelt muss auf die Teil-
leistungen aufgeteilt werden. Werden konzerninterne Leis-
tungen beansprucht, ist es optimal, den Betriebsprüfern die 
Verrechnungspreisdokumentation vorzulegen, bei deren 
Erstellung oft festgestellt wird, welche Fremdleistungen bei 
einer Außenprüfung nur schwer verteidigt werden. 

> �Risiken bei Beanspruchung von 
konzerninternen Leistungen

Von Petr Tomeš, Sabina Levá, Rödl & Partner Prag

Einleitend 

>	� An Unternehmen, die zu international tätigen 
Konzernen gehören, werden oft zentrale Dienstleis-
tungen erbracht. Da aus den Verrechnungspreisen 
hohe steuerliche Risiken drohen, werden konzern-
interne Leistungen bei Außenprüfungen streng 
geprüft. Von Finanzämtern wird zuerst beurteilt, 
ob die Leistungen tatsächlich erbracht wurden und 
für den Leistungsempfänger wirtschaftlich vorteil-
haft sind. Erst danach wird geprüft, ob die Verrech-
nungspreise branchenkonform sind – ob ihre Höhe 
dem wirtschaftlichen Nutzen entspricht. Es sind uns 
zahlreiche Außenprüfungen bekannt, bei denen die 
Verrechnungspreise für konzerninterne Fremdleis-
tungen aus den Betriebsausgaben ausgeschlossen 
und versteuert wurden. Das Entgelt für konzern-
interne Leistungen wurde u.a. vom Amtsgericht 
in Budweis geprüft. Dieses Amtsgericht hat zwei 
Fälle beurteilt, in denen die Fremdleistungen vom 
Finanzamt angefochten wurden. 

Im ersten Gerichtsverfahren (Urteil 50 Af 11/2017 – 33) 
vom 07. August 2017 hat sich das Gericht mit dem Nach-
forderungsbescheid befasst, der erlassen wurde, weil das 
Finanzamt nach Beurteilung der durch die geprüfte Gesell-
schaft erbrachten Nachweise festgestellt hat, dass das Entgelt 
für konzerninterne Leistungen nicht abgezogen werden kann. 
Der Abzug wurde abgewiesen, weil von der Gesellschaft 
nicht nachgewiesen werden konnte, dass die Leistungen 
erbracht wurden. Obwohl von der Gesellschaft einwandfreie 
Unterlagen und schriftliche Verträge vorgelegt wurden, hat 
das Finanzamt betont, dass die Beschaffung von Unterlagen 
keinen hinreichenden Nachweis für die Leistungserbringung 
darstellt. Es ist primär nachzuweisen, dass die Leistungen vom 
Dienstleister erbracht bzw. vom Leistungsempfänger bean-
sprucht wurden. Als Beweismittel dienen die Ergebnisse von 
Fremdleistungen – Analysen, Finanzpläne, Stellungnahmen, 
Besprechungsprotokolle oder E-Mails. Die Aufwendungen für 
konzerninterne Leistungen sind nach Beurteilung des Amts-
gerichts als Betriebsausgabe abziehbar, wenn nachgewiesen 
wird, dass die Leistungen tatsächlich erbracht wurden, für 
den Leistungsempfänger wirtschaftlich vorteilhaft waren, für 
die Geschäftstätigkeit des Leistungsempfängers erforderlich 
waren und das Entgelt dem Leistungsumfang und dem wirt-
schaftlichen Nutzen entspricht. 

Im zweiten Gerichtsverfahren (10 Af 5/2016 – 80 vom 
31. August 2017) wurde nicht beurteilt, ob die konzernin-
ternen Leistungen erbracht wurden. Die geprüfte Gesell-
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Wir sind selbstverständlich gerne bereit, Sie bei der Klärung 
von konzerninternen Leistungen oder bei Erstellung der 
Verrechnungspreisdokumentation zu unterstützen.

Ihre Ansprechpartner:

Ing. Petr Tomeš 
Steuerberater
Associate Partner 
Tel.:	 +420 236 163 750 
E-Mail:	 petr.tomes@roedl.com

> �Gesetzgebung

Von Martina Šotníková, Jana Vejrová
Rödl & Partner Prag

Einkommensteuer-Änderungsgesetz 2019

Das Finanzministerium hat andere Ministerien gebeten, sich 
zum Entwurf des Einkommensteuer-Änderungsgesetzes zu 
äußern. Das Änderungsgesetz soll bis auf einige Neurege-
lungen, deren Umsetzung für das Jahr 2020 geplant ist, 
am 1. Januar 2019 in Kraft treten (vgl. unten). Wegen der 
Umsetzung der Richtlinie des Rates zur Bekämpfung von 
Steuervermeidungspraktiken (ATAD) ins nationale Steuer-
recht wird durch das Änderungsgesetz vor allem die Körper-
schaftsteuer neu geregelt. Auch die Einkommensteuer soll 
wesentlich geändert werden – das sog. um Sozialabgeben 
erhöhte Arbeitseinkommen soll aufgehoben werden, es 
sollte ein progressiver Steuersatz mit zwei Steuersätzen 
eingeführt werden. 

Körperschaftsteuer 

Die wichtigsten Änderungen im Bereich Körperschaft-
steuer reagieren auf die Verpflichtung, die ATAD-Richtlinie 
zu implementieren. Die Richtlinie verpflichtet die Mitglied-
staaten, in folgenden Bereichen Missbrauchsverhinde-
rungsvorschriften zu erlassen:

>	� Zinsabzugsbeschränkungen
>	� Wegzugsbesteuerung
>	� Hinzurechnungsbesteuerung
>	� Hybride Gestaltungen

Detaillierte Darstellung des Änderungsgesetzes:

1. Zinsabzugsbeschränkungen 

Durch die Richtlinie ist der Abzug des Nettozinsaufwandes 
auf 30 % von EBITDA (Jahresüberschuss vor Steuern, 
Zinsen und Abschreibungen) beschränkt. Überschreitet 
der Zinsaufwand 30 % von EBITDA bzw. den Betrag von 
Mio. 80 CZK, darf der über diesen Grenzwert hinausge-
hende Zinsaufwand nicht als Betriebsausgabe abgezogen 
werden. Als über den Grenzwert hinausgehender Zinsauf-
wand gilt der Unterschiedsbetrag zwischen dem üblicher-
weise abziehbaren Zinsaufwand und den steuerpflichtigen 
Zinserträgen. 

Ins Änderungsgesetz wurden die durch die ATAD-Richt-
linie vorgesehenen Ausnahmen übernommen: bei Unter-
nehmen, die in einen Konzernabschluss nicht einbezogen 
werden, und bei Finanzunternehmen wird von der Anwen-
dung der Zinsabzugsbeschränkung abgesehen. Die Zinsab-
zugsbeschränkung gilt des Weiteren nicht für die Zinsen, 
die vor dem 17. Juni 2016 aktiviert wurden, und für die 
Zinsen, die im Entgelt enthalten sind, das durch die vor 
17. Juni 2016 abgeschlossenen Nutzungsüberlassungsver-
träge mit einer Kaufoption vereinbart wurde. 

Kann der über den Grenzwert hinausgehende Zinsaufwand 
nicht als Betriebsausgabe abgezogen werden, können 
die nicht abziehbaren Zinsen auf Folgejahre vorgetragen 
werden, vorausgesetzt, dass die oben genannten Grenz-
werte in der Zukunft nicht überschritten werden. 

Wir weisen darauf hin, dass das für den Zinsabzug bei einer 
Gesellschafter-Fremdfinanzierung erforderliche Verhältnis 
zwischen dem Eigen- und Fremdkapital beibehalten 
wurde. 

2. Wegzugsbesteuerung

Das Verbringen von Wirtschaftsgütern ins Ausland ohne 
einen Eigentümerwechsel ist nunmehr steuerpflichtig. Die 
Steuern werden im Staat erhoben, von dem aus die Wirt-
schaftsgüter verbracht werden. Die Steuerpflicht entsteht, 
soweit die Tschechische Republik beim Verbringen der Wirt-
schaftsgüter ins Ausland das Recht verliert, eine anschlie-
ßende entgeltliche Übertragung oder unentgeltliche Über-
lassung von verbrachten Wirtschaftsgütern zu besteuern 
– beim Wechsel der unbeschränkten Steuerpflicht oder 
beim Progressionsvorbehalt. Fiktive Veräußerungsgewinne 
sind mit marktüblichen Veräußerungsgewinnen, vermindert 
um den Buchwert der verbrachten Wirtschaftsgüter, anzu-
setzen. Nach dem Änderungsgesetz kann die Stundung 
der geschuldeten Steuer für eine Dauer von höchstens fünf 
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Jahren beantragt werden, wobei Stundungszinsen erhoben 
werden können. 

Diese neue Steuerpflicht soll nach dem Änderungsgesetz 
im Jahre 2020 eingeführt werden. 

3. Hinzurechnungsbesteuerung 

Auch passive Einkünfte bzw. Einkünfte aus Steuerop-
timierungsgeschäften eines ausländischen abhängigen 
Unternehmens sind neu steuerpflichtig, wenn die Ertrag-
steuerbelastung des abhängigen, im Niedrigsteuerland 
ansässigen Unternehmens unter der Hälfte der Steuer-
schuld liegt, welche die Gesellschaft zu zahlen hätte, wenn 
sie im Mitgliedstaat des Steuerpflichtigen ansässig wäre. Im 
Gesetz sind die steuerpflichtigen Einkünfte aufgezählt. Es 
handelt sich u.a. um folgende Einkünfte: Darlehenserträge, 
Lizenzgebühren, Gewinnausschüttungen, Veräußerungs-
erträge, Einkünfte aus konzerninternen Lieferungen und 
Leistungen ohne Wertschöpfung bzw. mit geringer Wert-
schöpfung. 

4. Hybride Gestaltungen

Das Änderungsgesetz zielt des Weiteren darauf ab, 
einen doppelten Betriebsausgabenabzug (ein bestimmter 
Aufwand wird von mehreren Gesellschaften abgezogen) 
und einen steuerlichen Abzug bei gleichzeitiger steuerli
cher Nichtberücksichtigung (ein bestimmter Aufwand wird 
in einem Land steuerlich abgezogen, ohne dass eine korre-
spondierende Versteuerung des Ertrags im anderen Land 
stattfindet) zu versagen. Die ATAD-Richtlinie, welche die 
hybriden Gestaltungen regelt, soll ins tschechische EStG 
implementiert werden und am 1. Januar 2020 in Kraft 
treten.

Einkommensteuer

Im Bereich Einkommensteuer sollen durch das Änderungs-
gesetz das um Sozialabgaben erhöhte Arbeitseinkommen 
und die Reichensteuer aufgehoben werden. Statt dieser 
Instrumente wird der progressive Steuersatz eingeführt 
– auf das Einkommen bis zu TCZK 1.500 soll der Steuersatz 
von 19 % angewandt werden, das Einkommen über den 
o.g. Betrag hinaus soll dem Steuersatz von 24 % unter-
liegen. Wird der Werbungskosten-Pauschbetrag ange-
wandt, kann das Einkommen um 75 % der geleisteten 
Sozialabgaben vermindert werden.

Ihre Ansprechpartner:

Ing. Martina Šotníková 
Steuerberaterin
Senior Associate 
Tel.:	 +420 236 163 237
E-Mail:	 martina.sotnikova@roedl.com

Ing. Jana Vejrová
Steuerberaterin
Tel.:	 +420 236 163 262
E-Mail:	 jana.vejrova@roedl.com

> �Rechtsprechung

Von Jakub Šotník, Rödl & Partner Prag

Der Freistellungsantrag kann rückwirkend gestellt 
werden

Wir möchten Ihnen ein interessantes Urteil vorstellen. In 
diesem Urteil hat sich das Oberste Verwaltungsgericht mit 
der Frage befasst, ob der Freistellungsantrag auch rück-
wirkend gestellt werden kann. Im vorliegenden Fall hat 
die Gesellschaft im Jahre 2013 den Freistellungsantrag für 
die Jahre 2011, 2012 und 2013 gestellt. Für das Jahr 2013 
wurde die Freistellungsbescheinigung erteilt, die Freistel-
lung für die Jahre 2011 und 2012 wurde mit der Begrün-
dung abgelehnt, dass die Anträge zu spät gestellt wurden. 
Die Auffassung des Finanzamtes wurde auch durch das 
Amtsgericht in Prag bestätigt – aus keinen gesetzlichen 
Vorschriften bzw. keiner Richtlinie ergebe sich, dass die 
Bescheinigung über die Freistellung vom Steuerabzug auch 
rückwirkend erteilt werden kann. 

Das Oberste Verwaltungsgericht hat jedoch der durch die 
Gesellschaft eingereichten Abhilfe stattgegeben. Es wurde 
betont, dass die Erfüllung der Voraussetzungen für die Frei-
stellung vom Steuerabzug und die Freistellung als solche 
zwei unterschiedliche Begriffe sind. Die Freistellung ist 
grundsätzlich erst dann möglich, wenn das Mitgliedstaat 
die Erfüllung der Voraussetzungen autoritativ bescheinigt. 
Das Oberste Verwaltungsgericht hat festgestellt, dass auch 
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nach dem 1. Januar 2018 begonnenen Geschäftsjahres 
als Vorjahreszahlen. Es ist somit an der Zeit, den Standard 
zu erläutern und seine Vorschriften an Beispielen zu doku-
mentieren. 

Was ist neu? 

Für die Leasinggeber ändert sich de facto nichts – nach 
wie vor muss zwischen Operating-Leasingverträgen (die 
Leasinggegenstände werden aktiviert, der Zinsanteil wird 
als Zinsertrag erfasst, die Abschreibungen werden als 
Aufwand verbucht) und Finanzierungsleasingverträgen 
unterschieden werden (es sind nicht die Leasinggegen-
stände, sondern die Forderungen zu aktivieren, der Zinsan-
teil wird als Zinsaufwand erfasst). 

Neu ist allerdings die Bilanzierung bei Leasingnehmern, für 
die es keine Rolle mehr spielt, ob Operating- oder Finan-
zierungsleasingverträge vorliegen. In beiden Fällen sind die 
Leasinggegenstände unter dem Bilanzposten „Vermögens-
werte aus vertraglichen Nutzungsrechten“ (nachfolgend 
nur „ROU-Vermögenswerte“) auszuweisen, die Leasing-
verbindlichkeiten sind zu passivieren. Die Abschreibungen 
auf ROU-Vermögenswerte und die Zinsen aus Leasingver-
bindlichkeiten werden als Aufwand verbucht. 

Dies ist das allgemeine Bilanzierungsmodell. Welche wich-
tigen, interessanten Punkte müssen die Leasingnehmer 
klären, wenn die Leasingverhältnisse nach dem neuen 
Standard bilanziert werden? 

Liegt ein Leasingverhätnis vor oder nicht?
Identifizierter Vermögenswert, 
Ersatzvermögenswerte, Nutzungsrechte an 
Leasinggegenständen 

Zuerst muss entschieden werden, ob der Leasinggegen-
stand als identifizierter Vermögenswert gilt, was explizit 
oder implizit durch den Leasingvertrag zu regeln ist. 
Des Weiteren ist zu prüfen, inwieweit der Leasinggeber 
während der Leasinglaufzeit zum Ersatz der Vermögens-
werte verpflichtet ist. Eine wichtige Rolle spielt das Recht 
der Leasingnehmer zur Kontrolle der Nutzung eines iden-
tifizierten Vermögenswertes, d.h. die Entscheidung der 
Leasingnehmer, inwieweit und zu welchem Zweck die 
Leasinggegenstände genutzt werden, wodurch unter-
schiedlich starke Ansprüche auf die wirtschaftliche Nutzung 
der Leasinggegenstände während der Nutzungsdauer 
ausgeübt werden können. Diese Beispiele zeigen, dass 
zwei gleiche Waggons und zwei gleiche Flächen unter-
schiedlich bilanziert werden können. Wird ein Waggon 
geleast und nach Ermessen des Leasingnehmers für die 
Beförderung oder zu einem anderen Zweck genutzt, 
handelt es sich um einen identifizierten Vermögenswert 
(auch wenn der Leasinggeber nach dem Leasingvertrag 
unter bestimmten Umständen berechtigt ist, den Waggon 
gegen einen anderen mit denselben Parametern auszu-
tauschen). Werden jedoch für die Frachtbeförderung zu 

der Steuerpflichtige die Erteilung der Freistellungsbeschei-
nigung abwarten muss, die für ihn bindend ist. Die Frei-
stellung vom Steuerabzug ist erst nach der Erteilung der 
Bescheinigung zulässig. 

Das Oberste Verwaltungsgericht hat die rückwirkende 
Antragstellung in Anlehnung an die Richtlinie so ausgelegt, 
dass der Freistellungsantrag innerhalb von zwei Jahren 
nach der Erfüllung der in § 38 nb EStG genannten Voraus-
setzungen zu stellen ist. Dadurch wurde bestätigt, dass der 
Antragsteller die Erteilung der Freistellungsbescheinigung 
rückwirkend für höchstens zwei Jahre beantragen kann, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen während dieser 
Dauer erfüllt sind. Vom Steuerabzug ist er jedoch erst nach 
der Erteilung der Freistellungsbescheinigung nach § 38 nb 
EStG freigestellt.

Ihr Ansprechpartner:

Mgr. Jakub Šotník
Rechtsanwalt
Senior Associate 
Tel.:	 +420 236 163 210 
E-Mail:	 jakub.sotnik@roedl.com

> �IFRS 16 – Leasingverhältnisse, schon 
bald… 

Von Ivan Brož, Rödl & Partner Prag

Einleitend

>	 �In der Fachöffentlichkeit wird über eine längere Zeit 
über ein neues Bilanzierungsmodell von Leasingver-
hältnissen nach IFRS diskutiert. Obwohl der IFRS 16 
(Leasingverhältnisse) erstmals auf Geschäftsjahre, 
die am oder nach dem 1. Januar 2019 beginnen, 
verpflichtend anzuwenden ist, ist seine vorzeitige 
Anwendung auf die Geschäftsjahre, die am oder 
nach dem 1. Januar 2018 beginnen, zulässig, 
wenn auch der IFRS 15 (Erlöse aus Verträgen mit 
Kunden) vollständig zur Anwendung kommt.  

Auch wenn der IFRS 16 erst auf Geschäftsjahre angewandt 
wird, die am oder nach dem 1. Januar 2019 beginnen, 
gelten im Geschäftsjahr 2019 die Zahlen des am oder 
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einem bestimmten Zeitpunkt zehn Waggons in einem Zug 
gemietet, wobei die Waggons nicht näher bestimmt sind 
und der Leasinggeber (die Bahn) entscheiden kann, welche 
Waggons zum vereinbarten Zeitpunkt für den Transport 
genutzt werden, handelt es sich um keinen identifizierten 
Vermögenswert und um kein Leasingverhältnis (es wird 
nur die Beförderung ausgeführt). In beiden Fällen wird das 
gleiche Ergebnis erzielt – der Transport von bestimmten 
Artikeln an den Bestimmungsort zu einer bestimmten Zeit 
unter vergleichbaren Bedingungen. In einem Fall wird ein 
Leasingvertrag nach IFRS 16 abgeschlossen, im anderen Fall 
nicht. 

Ähnlich können die Mietflächen betrachtet werden. Wird 
ein unbestimmter, eher allgemein bestimmter Gebäudeteil 
gemietet, in dem sich ein mobiler Stand befindet, gilt der 
gemietete Gebäudeteil nicht als identifizierter Vermögens-
wert. Wird jedoch nach dem Gebäudeplan der Laden Nr. 
123 gemietet, handelt es sich um einen geleasten identi-
fizierten Vermögenswert. Auch optische Kabelleitungen x 
Kapazität, Datennetz x Server und ihre Nutzung, Verkehrs-
mittel oder Lagerräume x Lagerkapazität können unter-
schiedlich bilanziert werden. 

Welche Vermögenswerte sind durch den IFRS 16 
nicht geregelt? 

IFRS 16 ist auf alle Leasingverhältnisse anzuwenden, mit 
Ausnahme von Leasingverhältnissen über biologische 
Vermögenswerte – und nach Ermessen der Gesellschaft 
auch über immaterielle Vermögenswerte. IFRS 16 ist des 
Weiteren auf kurzfristige Leasingverhältnisse und Leasing-
verhältnisse über geringwertige Vermögenswerte nicht 
anzuwenden. Kurzfristige Leasingverhältnisse können 
einfach definiert werden = die Leasinglaufzeit ist auf zwölf 
Monate beschränkt. Leasingverhältnisse über geringwer-
tige Vermögenswerte werden überraschend nicht nach 
allen Leasingverträgen des Leasingnehmers, sondern nach 
den einzelnen Leasinggegenständen und -verträgen beur-
teilt. Der Standard enthält keine Grenzwerte. Nach dem 
Begründungsbericht hat IASB den Betrag i.H.v. USD 5.000 
gemeint. Im IFRS 16 steht jedoch explizit, dass die Fahr-
zeuge keine geringwertigen Vermögenswerte darstellen. 

Ansatz der Leasingverbindlichkeiten und 
ROU-Vermögenswerten 

Die Leasingverbindlichkeiten entsprechen dem kumulierten 
Barwert der künftigen fixen und variablen Leasingzah-
lungen während der erwarteten Laufzeit des Leasingver-
hältnisses, wobei die variablen Leasingzahlungen von einem 
Index /der Leistung/der Nutzung des Vermögenswertes 
abhängen. Erwartete Zahlungen aufgrund von Restwert-
garantien, Verlängerungsoptionen oder Strafzahlungen bei 
einer vorzeitigen Kündigung (die Optionsrechte und Straf-
zahlungen sind zu berücksichtigen, wenn sie in Betracht 
kommen) sind bei der Berechnung der Leasingzahlungen 
ebenfalls zu berücksichtigen. 

Die Leasingverbindlichkeiten sind mit dem Barwert anzu-
setzen = es ist eine Abzinsung erforderlich, optimal mit dem 
dem Leasingverhältnis zugrunde liegenden Zinssatz, wobei 
die Leasingverbindlichkeiten beim Abschluss des Leasing-
vertrags dem Barwert des Vermögenswertes, erhöht um 
Anlaufkosten des Leasinggebers, entsprechen. 

Ist der dem Leasingverhältnis zugrunde liegende Zinssatz 
nicht bekannt, was oft der Fall ist, muss der Grenzfremd-
kapitalzinssatz angewandt werden = der Zinssatz, der von 
einem Kreditinstitut für die Finanzierung des jeweiligen 
Vermögenswertes angeboten wird (Fremdfinanzierung mit 
einer vergleichbaren Laufzeit, einer vergleichbaren Absiche-
rung unter vergleichbaren wirtschaftlichen Umständen). 

Als variable Leasingzahlungen gelten die Zahlungen, die von 
einem Index, der Leistungskraft des Vermögenswertes oder 
der Nutzung des Vermögenswertes abhängig sind. Unter-
schiedliche Gruppen von variablen Zahlungen sind unter-
schiedlich zu behandeln. Da die variablen Zahlungen an 
einen Index gekoppelt sind, sind die ROU-Vermögenswerte 
und die Leasingverbindlichkeiten zu indexieren. Die Effekte 
anderer als marktbezogener Indexe (z.B. die Effekte aus 
einem prozentuellen Umsatzabschlag) sind erfolgswirksam 
zu erfassen und wirken sich auf den ROU-Vermögenswert 
und die Leasingverbindlichkeiten nicht aus. 

Interessant sind „de facto feste Zahlungen“ – Zahlungen, 
die zwar formell variabel sind, unter üblichen Umständen 
jedoch de facto erforderlich sind. Sie werden wie feste 
Zahlungen bewertet. 

Der Wert der ROU-Vermögenswerte entspricht bei erst-
maliger Erfassung dem Wertansatz der Leasingverbindlich-
keit zzgl. aller direkt zurechenbaren Kosten am oder vor 
Beginn des Leasingverhältnisses sowie der Kosten für Rück-
bauverpflichtungen, wenn dem Leasingnehmer zu Beginn 
oder durch die Nutzung solche Verpflichtungen entstehen. 
Werden durch den Leasinggeber Mietanreize gewährt, sind 
sie abzusetzen. 

Die Erstbewertung der ROU-Vermögenswerte ist nur 
der erste Schritt. Der Wertansatz des Nutzungsrechtes 
ist laufend zu prüfen. Ändern sich die bewertungsrele-

Quelle: Archiv Rödl & Partner
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> �Individuelle Vermögensschadenshaft-
pflichtversicherung für Manager 

Von Alena Spilková, Rödl & Partner Prag

Einleitend

>	 �Wir freuen uns, Sie darüber informieren zu dürfen, 
dass das Risiko im Zusammenhang mit einer 
Manager-Haftung nun individuell geregelt werden 
kann. 

Eine D&O-Versicherung richtet sich insbesondere an Gesell-
schaften, die sich durch deren Abschluss gegen Schäden 
absichern möchten, die durch Fehler oder Verstöße der 
Mitglieder der Statutarorgane verursacht werden. In dem 
Versicherungsverhältnis tritt die Gesellschaft als Versi-
cherungsnehmer und Beitragszahler auf. Versichert sind 
bestehende und ehemalige Mitglieder der Statutarorgane 

vanten Umstände wie die Leasinglaufzeit oder die künftige 
Ausübung der Verlängerungsoption, sind die ROU-Vermö-
genswerte neu zu bewerten. Wird durch den Leasingver-
trag die Anpassung des Leasingentgelts an die Inflationsrate 
vereinbart, sind bei der Anpassung an die Inflation auch der 
ROU-Vermögenswert und Leasingverbindlichkeiten neu zu 
bewerten. Der neu bewertete ROU-Vermögenswert ist 
über die restliche bzw. angepasste Leasinglaufzeit abzu-
schreiben.

Ihr Ansprechpartner:

Ing. Ivan Brož
Wirtschaftprüfer
Partner
Tel.:		  +420 236 163 371
E-Mail:	 ivan.broz@roedl.com

Quelle: Archiv Rödl & Partner
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sowie des Top-Managements. In der Praxis bedeutet dies, 
dass, falls der Versicherte wegen eines Schadensersatzes 
für einen Schaden in Anspruch genommen wird, den er 
im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit in den Statutaror-
ganen nicht vorsätzlich verursacht hat, die Versicherungs-
gesellschaft sämtliche mit der rechtlichen Verteidigung des 
Versicherten verbundenen Kosten übernimmt und im Falle 
eines nachweisbaren Verstoßes den verursachten Schaden 
ersetzt. Die härtesten Sanktionen drohen, wenn das Statu-
tarorgan etwa eine Insolvenz der Gesellschaft herbeiführt. 
In einem solchen Fall haftet der Betroffene für Verbindlich-
keiten der Gesellschaft mit dem eigenen Vermögen, wobei 
auch strafrechtliche Sanktionen nicht auszuschließen sind.

Bei der Vermögensschadenshaftpflichtversicherung für 
Mitglieder von Statutar- und Aufsichtsorganen von Gesell-
schaften (D&O) handelt es sich um ein standardmäßiges 
Versicherungsprodukt, welches die aus der Funktionsaus-
übung folgende persönliche Haftung der organschaftli-
chen Mitglieder einer Gesellschaft für den Fall deren Inan-
spruchnahme wegen Schadensersatzes abdeckt (Mitglieder 
des Aufsichtsrates, Mitglieder eines Prüfungsausschusses, 
Mitglieder eines Kontrollausschusses, Mitglieder eines 
Verwaltungsrates, leitende Arbeitnehmer einer Gesellschaft, 
die eine Manager- oder Kontrollfunktion wahrnehmen). 
Die D&O-Versicherung ist ein notwendiges Instrument zum 
Schutz des Vermögens einer Gesellschaft und des persön-
lichen Vermögens der Führungskräfte des Unternehmens. 
Vertreter von Gesellschaften benötigen eine maßgeschnei-
derte Versicherung, die in kritischen Situationen, die im 
Zusammenhang mit der Haftung eines Managers oder 
dessen Verteidigung gegen einen unbegründeten Anspruch 
entstehen, greift. Der Versicherer stellt die nachfolgend klar 
und übersichtlich dargestellten Versicherungsbedingungen 
vor; diese bieten einen umfassenden Versicherungsschutz 
und weisen eine minimale Anzahl an Ausnahmen auf.

Bei der individuellen Manager-Versicherung handelt 
es sich um ein einzigartiges Produkt auf dem tsche-
chischen Markt, welches die Möglichkeit bietet, einen 
Versicherungsschutz für einen Statutar abzuschließen, 
wobei dieser als Versicherungsnehmer und zugleich als 
Versicherter auftritt.

Umfang des Versicherungsschutzes

>	 �Versicherung bzw. Deckung von gegenüber Managern 
geltend gemachten Geldbußen und Strafzahlungen 

>	 Geltungsbereich: weltweit 
>	� Deckung von Verteidigungskosten im Zusammenhang 

mit Umweltschäden
>	� Versicherung von Schäden, die infolge unrechtmäßiger 

Maßnahmen gegen Arbeitnehmer entstehen („EPL“)
>	 �Lebenslange Frist für die Feststellung und Anmeldung 

von Ansprüchen für ehemalige Manager

>	 �Uneingeschränkte Rückwirkung (ab dem Zeitpunkt der 
Bestellung in die Funktion) und verlängerte Frist für die 
Feststellung und Anmeldung von Ansprüchen

>	 �Automatische Versicherung bei Bestellung in eine neue 
Funktion

Höchstumfang der Kosten, die im Rahmen des 
Standardpakets versichert sind

>	 �Kosten einer anwaltlichen Vertretung
>	 �Kosten für Ermittlungen
>	 �Kosten für eine Kaution (sog. Bail Bond and Civil Bond 

Premium)
>	 �Kosten für eine Aufrechterhaltung des guten Rufs
>	 �Kosten im Zusammenhang mit einem Verfahren gegen 

das Vermögen und die persönliche Freiheit
>	 �Kosten im Zusammenhang mit einem Auslieferungsver-

fahren
>	 �Kosten im Zusammenhang mit einem Eingriff durch 

eine Regulierungsbehörde
>	 �Kosten einer Verteidigung im Falle von Gesundheits- 

und Vermögensschäden
>	 �Kosten für persönliche und Familienausgaben
>	 �Kosten eines Ersatz-Dienstwagens
>	 �Kosten für psychologische Hilfe

Höchstbetrag (Limit) der Versicherungsleistung

>	 �Eigenständiges und unabhängiges Limit für Kosten und 
Ausgaben (grundlegendes Limit der Versicherungsleis-
tung)

Weitere Vorteile

>	 �Automatische Erneuerung des Versicherungsver-
trags für den nachfolgenden Versicherungszeit-
raum (12 Monate), sofern dieser nicht durch eine der 
Vertragsparteien gekündigt wurde

>	 �Kosten für die Minderung des Schadens, Kosten für 
Berater, Kosten im Zusammenhang mit einer einstwei-
ligen Verfügung

>	 �Kosten, die durch eine (börsennotierte) Gesellschaft im 
Zusammenhang mit einer Krisensituation aufgewendet 
werden

>	 �Im Falle einer Transaktion hat der Versicherungs-
nehmer Anspruch auf Gewährung einer Nachfrist von 
72 Monaten zur Feststellung und Anmeldung seiner 
Ansprüche (gegen einen erhöhten Beitrag)

>	 �Persönliche und Familienausgaben bis zu 650.000 
CZK

Hauptvorteile einer Versicherung mittels der 
Gesellschaft Rödl & Partner

>	 �Beratung „aus einer Hand“
>	 �Direkte Kommunikation mit einem Team von erfah-

renen Versicherungs- und Rechtsberatern
>	 �Erstklassiger Service
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> �Fachveranstaltungen / Wir bereiten 
vor: März–April 2018 

Von Jana Švédová, Rödl & Partner Prag

März

Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer
6. März 2018, Konferenzsaal Rödl & Partner Prag
Veranstalter:	� HST – Handelskammer Schweiz-

Tschechische Republik in Kooperation mit 
Rödl & Partner

Referent:	� Regina Huntley, Thomas Britz, Alena 
Spilková, Roman Burnus

Einladung und Anmeldung: http://www.hst.cz/cs/aktuality

Das interne Kontrollsystem. Rechtliche Zusammenhänge 
und Auswirkungen
29. März 2018,  Český institut interních auditorů, Karlovo 
nám. 3, Prag
Veranstalter:	� Český institut interních auditorů in 

Kooperation mit Rödl & Partner 
Referent:	 �Pavel Koukal

>	 �Individuelle Behandlung, Flexibilität und Kenntnis des 
Versicherungsmarktes

Ihr Ansprechpartner:

Alena Spilková 
Unternehmensberaterin
Associate Partner
Tel.:		  +420 236 163 111 
E-Mail:	 alena.spilkova@roedl.com

Quelle: Archiv Rödl & Partner

http://www.hst.cz/cs/aktuality


Grundlagen bilden

„Unsere Expertise bildet das Fundament unserer Dienstleistungen. Darauf 
bauen wir gemeinsam mit unseren Mandanten auf.“

Rödl & Partner

„Nur mit einer soliden Grundlage am Fuß des Castells können unsere            
spektakulären Menschentürme entstehen.“

Castellers de Barcelona

„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns.

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die 
Unternehmenskultur von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie 
von Zusammenhalt, Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie 
veranschaulichen das Wachstum aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu 
dem gemacht hat, was es heute ist. 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der 
katalanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte 
sehr pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb 
ist Rödl & Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen 
Tradition der Menschentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 
eingegangen. Der Verein aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen 
dieses immaterielle Kulturerbe.
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um größtmögliche Sorgfalt bemüht, jedoch haftet Rödl & Partner nicht für die Richtigkeit, 
Aktualität und Vollständigkeit der Informationen. Die enthaltenen Informationen sind nicht 
auf einen speziellen Sachverhalt einer Einzelperson oder einer juristischen Person bezogen, 
daher sollte im konkreten Einzelfall stets fachlicher Rat eingeholt werden. Rödl & Partner 
übernimmt keine Verantwortung für Entscheidungen, die der Leser aufgrund dieses 
Newsletters trifft. Unsere Ansprechpartner stehen gerne für Sie zur Verfügung.

Der gesamte Inhalt des Newsletters und der fachlichen Informationen im Internet ist 
geistiges Eigentum von Rödl & Partner und steht unter Urheberrechtsschutz. Nutzer dürfen 
den Inhalt des Newsletters nur für den eigenen Bedarf laden, ausdrucken oder kopieren. 
Jegliche Veränderungen, Vervielfältigung, Verbreitung oder öffentliche Wiedergabe 
des Inhalts oder von Teilen hiervon, egal ob on- oder offline, bedürfen der vorherigen 
schriftlichen Genehmigung von Rödl & Partner.

Mandantenbrief Tschechische Republik

Arbeitsrechtliche Fragen im Alltag – Verletzung 
von Pflichten, ärztliche Gutachten, medizinische 
Untersuchungen von Arbeitnehmern, Überstunden, 
Pausenregelungen, Zuschläge…  
25. April 2018, Konferenzsaal Rödl & Partner Prag 
Veranstalter:	� Rödl & Partner
Referent:	 �Václav Vlk, Eva Blechová

Näheres unter www.roedl.com/cz.

� -jsv-

Einladung und Anmeldung: http://www.interniaudit.cz/
profesni-vzdelavani/aktualni-seminare.php?idKategorie=89

April

Das tschechische Arbeitsgesetzbuch – praktische 
Erfahrungen, Novellen 
10. April 2018, Konferenzsaal Rödl & Partner Brünn
Veranstalter:	 �Rödl & Partner
Referent:	 �Rechtsteam Rödl & Partner

Das Management von unternehmerischen Risiken im 
Zusammenhang mit der Datenschutz-Grundverordnung 
und Versicherungsfragen 
11. April 2018, Konferenzsaal Rödl & Partner Prag
Veranstalter:	� Rödl & Partner in Kooperation mit 

der HDI-Versicherung und Colonnade 
Insurance

Referent:	� Pavel Koukal, Alena Spilková, Otokar 
Cudlman, Marko Antič 
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